
Hauptversammlung der CECONOMY AG am 13. Februar 2019

Der Vorstand der CECONOMY AG erstattet der Hauptversammlung den nachfolgenden Bericht:

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zur teilweisen Ausnutzung des genehmigten Ka-
pitals unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre (gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG in Ver-
bindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG)

Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 6. Februar 2017 wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats bis zum 5. Februar 2022 das Grundkapital der Gesellschaft durch Aus-
gabe neuer auf den Inhaber lautender Stammaktien gegen Geld- oder Sacheinlagen einmalig oder
mehrmals, höchstens jedoch um bis zu 417.000.000 Euro zu erhöhen (genehmigtes Kapital). Das
genehmigte Kapital ist am 8. Mai 2017 in das Handelsregister der Gesellschaft eingetragen worden.
Das genehmigte Kapital enthält unter anderem eine Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bei Kapitalerhö-
hungen gegen Geldeinlagen auszuschließen, wenn der Nennbetrag dieser Kapitalerhöhungen insge-
samt 10 Prozent des Grundkapitals nicht übersteigt und jeweils der Ausgabepreis der neuen Stamm-
aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Stammaktien der Gesellschaft mit gleicher Aus-
stattung nicht wesentlich unterschreitet.

Am 28. Juni 2018 hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, das genehmigte
Kapital teilweise auszunutzen und das Grundkapital der Gesellschaft unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG von 835.419.052,27 Euro um ei-
nen Betrag von 83.426.358,63 Euro auf 918.845.410,90 Euro durch Ausgabe von 32.633.555 neuen,
auf den Inhaber lautende Stammaktien in Form von Stückaktien mit Gewinnanteilsberechtigung ab
dem 1. Oktober 2017 gegen Geldeinlagen zu erhöhen. Dies entspricht einer Erhöhung des im Zeit-
punkt des Wirksamwerdens und zugleich im Zeitpunkt der Ausnutzung des genehmigten Kapitals
bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft um etwas unter 10 Prozent. Die im genehmigten Kapi-
tal vorgesehene Volumenbegrenzung für Aktien, die unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Geld-
einlage ausgegeben werden, wurde somit eingehalten; auf diese Volumenbegrenzung anzurech-
nende sonstige Maßnahmen wurden von der Gesellschaft zuvor nicht vorgenommen.

Im Rahmen einer Privatplatzierung wurden alle neuen Aktien von der freenet AG zu einem Ausga-
bepreis von 8,50 Euro je neuer Aktie gezeichnet. Vorausgegangen waren Verhandlungen zwischen
der CECONOMY AG und der freenet AG. Am 29. Juni 2018 hatte sich die freenet AG gegenüber der
CECONOMY AG vertraglich verpflichtet, insgesamt 277.385.217,50 Euro zu investieren und dafür
32.633.555 neue, auf den Inhaber lautende Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) der CECO-
NOMY AG mit Gewinnanteilsberechtigung ab dem 1. Oktober 2017 (die "Neuen Aktien") zu einem
Ausgabepreis von 8,50 Euro je Aktie zu zeichnen. Vorstand und Aufsichtsrat hatten anschließend
einem Ausgabepreis von 8,50 Euro je Aktie zugestimmt.

Der Ausgabepreis war auf Basis des Schlusskurses der Stammaktien der CECONOMY AG im Xetra-
Handel der Frankfurter Wertpapierbörse am 22. Juni 2018 zuzüglich eines Aufschlags von 12,9 Pro-
zent mit der freenet AG ausgehandelt worden. Gegenüber dem Xetra-Schlusskurs der CECONOMY
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AG-Stammaktie (ISIN DE0007257503) am 28. Juni 2018 enthielt der Ausgabepreis einen Aufschlag
von ca. 18 Prozent.

Nach den für den Ausschluss des Bezugsrechts bei einer Kapitalerhöhung gegen Geldeinlagen im
Umfang von bis zu 10 Prozent des Grundkapitals geltenden Regeln, die auch beim genehmigten Ka-
pital einzuhalten sind, darf der Ausgabepreis der neuen Stammaktien den Börsenpreis der bereits
börsennotierten Stammaktien der Gesellschaft mit gleicher Ausstattung nicht wesentlich unter-
schreiten. Vorliegend liegt keine Unterschreitung, sondern eine Überschreitung vor. Da der Ausga-
bepreis den Börsenkurs der bereits börsennotierten Stammaktien der Gesellschaft mit gleicher Aus-
stattung überschreitet, wurden die Preisvorgaben der §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt.

Die Kapitalerhöhung ist am 12. Juli 2018 mit Eintragung ihrer Durchführung im Handelsregister der
Gesellschaft wirksam geworden. Der Bruttoemissionserlös aus der Kapitalerhöhung belief sich auf
insgesamt 277.385.217,50 Euro, wodurch die Bilanz der Gesellschaft gestärkt wurde. Mit der Kapi-
talerhöhung hat die Gesellschaft zudem ihre Finanzkraft für die weitere Umsetzung ihrer strategi-
schen Agenda gesteigert. Die neuen Aktien wurden am 16. Juli 2018 prospektfrei zum Handel und
zum Teilbereich des regulierten Marktes mit weiteren Zulassungsfolgepflichten (Prime Standard) an
der Frankfurter Wertpapierbörse sowie zum Börsenhandel im regulierten Markt an der Börse Düs-
seldorf zugelassen.

Mit dem Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre hat die Gesellschaft von einer in §§ 203 Abs. 2,
186 Abs. 3 Satz 4 AktG gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses bei Bar-
kapitalerhöhungen börsennotierter Gesellschaften Gebrauch gemacht. Ein solcher Bezugsrechts-
ausschluss war vorliegend erforderlich, um die zum Zeitpunkt der teilweisen Ausnutzung des geneh-
migten Kapitals aus Sicht der Verwaltung günstige Situation für eine solche Kapitalmaßnahme kurz-
fristig ausnutzen und durch Preisfestsetzung mit deutlichem Aufschlag über dem aktuellen Börsen-
kurs einen möglichst hohen Emissionserlös erzielen zu können. Bei Einräumung eines Bezugsrechts
hätte allenfalls ein Ausgabepreis erzielt werden können, der marktnah gewesen wäre, voraussicht-
lich den Börsenkurs sogar geringfügig unterschritten hätte. Ein Aufschlag gegenüber dem Börsen-
kurs wäre nicht erzielbar gewesen.

Zudem hätte die bei Einräumung des Bezugsrechts erforderliche mindestens zweiwöchige Bezugs-
frist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) weitere Unsicherheiten einer erfolgreichen vollständigen Platzierung
nach sich gezogen. Hinzu kommt, dass bei Einräumung eines Bezugsrechts der endgültige Bezugs-
preis spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist bekannt zu geben wäre (§ 186 Abs. 2 Satz 2
AktG). Wegen des längeren Zeitraums zwischen Preisfestsetzung und Abwicklung der Kapitalerhö-
hung und der Volatilität der Aktienmärkte hätte somit ein höheres Markt- und insbesondere Kurs-
änderungsrisiko als bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung bestanden. Eine erfolgreiche Platzierung
im Rahmen einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht hätte daher bei der Preisfestsetzung einen ent-
sprechenden Sicherheitsabschlag auf den aktuellen Börsenkurs erforderlich gemacht und den Emis-
sionserlös erheblich reduziert. Aus den vorstehenden Gründen lag ein Ausschluss des Bezugsrechts
im Interesse der Gesellschaft.
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Durch die Preisfestsetzung deutlich über dem aktuellen Börsenkurs auf den knapp unter 10 Prozent
des bisherigen Grundkapitals beschränkten Umfang der unter Ausschluss des Bezugsrechts ausge-
gebenen Aktien wurden andererseits auch die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt.
Durch die Ausgabe der neuen Aktien deutlich über dem aktuellen Börsenkurs der bereits börsenno-
tierten Stammaktien wurde sichergestellt, dass mit der Kapitalerhöhung keine wirtschaftliche Ver-
wässerung des Anteilsbesitzes der Aktionäre verbunden war. Zudem hatten mit Blick auf den liqui-
den Börsenhandel die Aktionäre die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung an der Gesellschaft über
einen Zukauf über die Börse aufrechtzuerhalten. Vorliegend wäre ein solcher Zukauf sogar zu Kon-
ditionen möglich gewesen, die günstiger als der Ausgabepreis von 8,50 Euro je neuer Stammaktie
gewesen wären.

Durch Ausgabe der neuen Aktien mit Gewinnanteilsberechtigung bereits ab dem 1. Oktober 2017
waren die neuen Aktien bereits bei Ausgabe mit denselben Gewinnanteilsrechten ausgestattet wie
die bestehenden Aktien. Dies wurde in den Verhandlungen mit der freenet AG über die Ausgabe der
neuen Aktien so vereinbart. Die einheitliche Gewinnberechtigung machte es zudem entbehrlich,
den neuen Aktien für den Zeitraum bis zur ordentlichen Hauptversammlung am 13. Februar 2019
eine gesonderte Wertpapierkennnummer zuzuweisen. Dadurch konnte eine bei einem Börsenhan-
del unter gesonderter Wertpapierkennnummer zu erwartende geringere bzw. ausbleibende Han-
delsliquidität der neuen Aktien vermieden werden, die zu einem Preisabschlag geführt hätte. Aus
diesem Grund lag der vorgenommene Rückbezug des Gewinnanteilrechts auf den Beginn des Ge-
schäftsjahres 2017/18 im Interesse der Gesellschaft.

Aus den vorstehenden Erwägungen war unter der Beachtung der Vorgaben des genehmigten Kapi-
tals bei dessen Ausnutzung der vorgenommene Bezugsrechtsausschluss insgesamt sachlich gerecht-
fertigt.

Düsseldorf, im Januar 2019

CECONOMY AG

Der Vorstand


